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Kontaminlerungsfälle mit Piutonium im Kernforschungszentrum Karlsruhe (KfK) 


Der Bundesminister für Umwelt^ Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit -RS II 3-51021 1/9 -hat mit Schreiben vom 16. Mai 1989 die 
Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 


Das Kernforschungszentmm Karlsruhe (KfK) hat im März 1989 eine 
Plutoniumdokumentation veröffentlicht. Aus dem Bericht (KfK Nr. 4516) 
geht hervor, daß im Zeitraum von 1965 bis 1988 insgesamt 2 062 Be- 
schäftigte im KfK mit Plutonium kontaminiert wurden. 

1. Welche Ursachen haben dazu geführt, daß die Zahl der Kontamina- 
tionsfälle mit Plutonium im KfK sich im Zeitraum 1975 bis 1988 mit 
488 gegenüber dem Zeitraum 1965 bis 1974 mit 223 mehr als ver- 
doppelt haben? 


Die genannte Verdoppelung der Kontaminationsfälle geht aus 
dem in der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage erwähnten Be- 
richt (KfK Nr. 4516) nicht hervor. Der Bericht weist aus, daß sich 
die Kontaminationsfälle im Zeitraum 1975 bis 1988 mit 443 Perso- 
nen gegenüber dem Zeitraum 1965 bis 1974 mit 1451 Personen 
erheblich verringert haben. 


2. Bei welchen Arbeiten ereigneten sich die Inkorporationen mit Plu- 
tonium 239 im Zeitraum von 1975 bis 1988 bei insgesamt 586 Mitar- 
beitern? 

8. Warum konnte durch regelmäßige Kontrollen und Schutzmaßnah- 
men nicht verhindert werden, daß bei 15 Mitarbeitem/innen eine 
Plutoniumkontaminierung eintrat, die über dem Jahresgrenzwert 
der Strahlenschutzverordnung liegt? 


Die Inkorporationen von Plutonium ereigneten sich überwiegend 
bei Instandsetzungs-, Wartungs- und Reparaturarbeiten. Sie 
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waren in den meisten Fällen auf persönliches Fehlverhalten und 
Nichtbeachten von Arbeitsschutzregeln zurückzuführen. 


3. Wurden bei den 586 Mitarbeitern in den unter Frage 2 angeführten 
Fällen noch andere Plutoniumisotope inkorporiert? 

Falls ja, welche Isotope traten noch auf, und welche biologische 
Halbwertzeit haben die inhalierten Plutoniumisotope bei Erwach- 
senen 

a) in der Lunge, 

b) in den Knochen? 


Die Angaben beziehen sich auf die Summe der Aktivitätsanteüe 
der Plutoniumisotope 238, 239 und 240. Die biologische Halb- 
wertszeit für Plutonium beträgt für Knochen 50 Jahre und für die 
Lunge 50 bis 500 Tage, je nach Löslichkeit der Plutoniumverbin- 
dung (Empfehlung der Internationalen Kommission für Strahlen- 
schutz, ICRP). 


4. Wie viele Beschäftigte wurden von 1965 bis 1988 mit Plutonium 
(PU) kontaminiert, die nicht Mitarbeiter des KfK waren? 


Das Kernforschungszentrum in Karlsruhe führt physikalische und 
medizinische Untersuchungen nach der Strahlenschutzverord- 
nung auch im Auftrag anderer Genehmigungsinhaber aus. Die 
Untersuchungsergebnisse unterliegen ausschließlich der Ver- 
fügung der Genehmigungsinhaber und der zuständigen Auf- 
sichtsbehörden. Die Aufsichtsbehörden sind nicht befugt, Daten 
zu veröffentlichen, die Einblick in die Betriebsverhältnisse der un- 
tersuchenden Stelle und der beteiligten Genehmigungsinhaber 
geben. Dies gilt auch für die Zweckmäßigkeitsaufsicht der Bun- 
desregierung im Bereich des Atomgesetzes. 


5. Sind der Bundesregierung regelmäßige Gesundheitsuntersuchun- 
gen anläßhch der 1 031 Fälle von inhaliertem PU-239 bei Mitarbei- 
tern des KfK bekannt? 

Falls ja, 

— wer nimmt diese Untersuchungen vor, 

— in welchen Zeitzyklen, 

— wie lauten die Ergebnisse, 

— werden die Untersuchungen nach dem Ausscheiden aus dem 
KfK fortgesetzt? 


Beruflich strahlenexponierte Personen unterhegen einer regel- 
mäßigen, bei besonderen Anlässen, wie z. B bei Verdacht auf 
Plutoniuminkorporation, einer zusätzhchen ärzthchen Über- 
wachung nach den Vorschriften der Strahlenschutzverordnung 
(§§ 67 bis 71). Sie werden in der Regel jährlich von einem dazu er- 
mächtigten, fachkundigen Arzt untersucht. Über das Gesamter- 
gebnis der Untersuchung wird eine Bescheinigung nach Anlage 
XI StrlSchV ausgestellt; Einzeldaten unterliegen der ärzthchen 
Schweigepflicht. 
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Diese ärztliche Überwachung wird bei ausgeschiedenen Mitar- 
beitern fortgesetzt, wenn sie als beruflich strahlenexponierte Per- 
sonen bei einem anderen Arbeitgeber tätig werden. 


6. Kann aus der Tatsache, daß das KfK die wissenschaftliche Insti- 
tution in der Bundesrepubhk Deutschland ist, die nach eigenen 
Aussagen die größte Erfahrung in der Handhabung von Plutonium 
besitzt, geschlossen werden, daß trotz aller Arbeitsschutzmaßnah- 
men eine Lungenkontamination im offenen Umgang mit PU nicht 
vermieden werden kann? 

7. Welche Maßnahmen müssen nach Meinung der Bundesregienmg 
sofort ergriffen werden, um eine Inkorporation bzw. eine Inhalation 
von PU bei Mitarbeitern von Atomarilagen und speziell des KfK 
auszuschheßen? 


Der in der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage genannte Bericht 
zeigt den hohen Stand des Strahlenschutzes beim Umgang mit 
Plutonium im Kemforschungszentrum und die Wirksamkeit der 
Schutzmaßnahmen: Von 4 540 untersuchten Personen wiesen 
4449 Personen keine Inkorporationen oder Inkorporationen von 
nicht mehr als 5 Prozent der Grenzwerte der Jahres-Aktivitätszu- 
fuhr nach der Strahlenschutzverordnung auf. Bei 80 Personen 
lagen die Inkorporationen zwischen 5 und 100 Prozent und bei 
11 Personen über 100 Prozent (maximal bis zum Dreifachen). 

Besondere über die Vorschriften der StrlSchV hinausgehende 
Maßnahmen hält daher die Bundesregierung nicht für notwendig. 


9. Gehörte eiuer der drei Mitarbeiter des KfK, die zwischen Dezember 
1988 und März 1989 im Alter zwischen 38 und 50 Jahren verstar- 
ben, zu diesem in Frage 8 angesprochenen Personenkreis? 


Nein. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Anregung in der Plutonium- 
dokumentation des KfK, ein nationales Plufoniumregister der PU- 
kontaminierten Personen einzurichten? 


In das von der Bundesregierung geplante Dosisregister für beruf- 
lich strahlenexponierte Personen (Drucksache 11/4086) werden 
auch die der Inkorporationsüberwachung auf Plutonium unterhe- 
genden Personen einbezogen. 
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